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2. Lesung 
 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024) 
 
 
 
 
Einzelplan 06 - Ministerium für Kultur und Wissenschaft   
 
 
 
 
Berichterstatter    Abgeordneter Dr. Bastian Hartmann 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Entwurf des Einzelplans 06 wird unverändert angenommen.  
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Bericht  
 
A Beratungsergebnis der Fachausschüsse  
 
Der Entwurf des Einzelplans 06 wurde vom 
 
- Hauptausschuss      Vorlage 18/1829 
- Wissenschaftsausschuss    Vorlage 18/1914 
und vom 
- Ausschuss für Kultur und Medien   Vorlage 18/1898 
 
beraten.  
 
Zu den Beratungen lag der Erläuterungsband in Vorlage 18/1502 vor. Zu den Beratungen des 
Ausschusses für Kultur und Medien lagen zusätzlich die Vorlagen 18/1810 und 18/1811 vor. 
Zu den Beratungen des Wissenschaftsausschusses lagen zusätzlich die Vorlagen 18/1698, 
18/1699, 18/1700 sowie 18/1766 vor. Zu den Beratungen des Hauptausschusses lagen ferner 
die Vorlagen 18/1769 (Neudruck), 18/1771, 18/1772 sowie 18/1808 vor.  
 
a) Der Hauptausschuss hat den Einzelplan 06 in seiner Sitzung am 14. September 2023 

und 19. Oktober 2023 beraten und in seiner Sitzung am 2. November 2023 abschließend 
beraten und abgestimmt. Es wurden drei Änderungsanträge der Fraktion der SPD zur 
Abstimmung gestellt. Der Einzelplan 06 im Zuständigkeitsbereich des Ausschusses (nur 
Kapitel 06 070 - Landeszentrale politische Bildung) wurde im Hauptausschuss mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD unverändert angenommen.  

 
b) Der Wissenschaftsausschuss hat den Einzelplan 06 in seiner Sitzung am 6. September 

2023 und 27. September 2023 beraten und in seiner Sitzung am 8. November 2023 
abschließend beraten und abgestimmt. Es lagen 19 Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD vor. Der Einzelplan 06 wurde im Fachausschuss mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und FDP bei Enthaltung der Fraktion der AfD unverändert angenommen.  

 
c) Der Ausschuss für Kultur und Medien hat die kultur- und medienpolitisch relevanten Teile 

des Einzelplans 06 in seiner Sitzung am 14. September 2023 beraten und in seiner Sit-
zung am 2. November 2023 abschließend beraten und abgestimmt. Dort lagen 13 Än-
derungsanträge der Fraktion der SPD vor. Die kultur- und medienpolitisch relevanten 
Teile des Einzelplans 06 wurden mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP bei Enthal-
tung der Fraktion der AfD unverändert angenommen.  

 
 
B Ergebnisse des Berichterstattergesprächs 
 
Ein Berichterstattergespräch war entbehrlich. Der Vollständigkeit halber wird auf das Aus-
schussprotokoll der Haushaltsklausur des HFA APr. 18/361 verwiesen. 
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C Votum des Unterausschusses Personal 
 
Der Unterausschuss Personal hat sein Votum zum Personaletat in seiner Sitzung am 14. No-
vember 2023 abgegeben. Personalrelevante Änderungsanträge zum Einzelplan 06 lagen nicht 
vor. Der Bericht über das Ergebnis der Beratungen findet sich in der Vorlage 18/1929. 
 
Der Personaletat zum Einzelplan 06 wurde im Unterausschuss Personal mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD, FDP und AfD unverändert angenommen.  
 
 
D Abschließende Beratung im Haushalts- und Finanzausschuss  
 
Das Ergebnis der Beratungen einzelplanübergreifender Anträge ist dem Bericht zum Einzel-
plan 20 - Drucksache 18/6820 - zu entnehmen. Das Ergebnis der Beratungen zum Haushalts-
gesetz (Text) ergibt sich aus der Drucksache 18/6800.  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat sich am 16. November 2023 abschließend mit dem 
Entwurf des Einzelplans 06 befasst. Es lagen dort Änderungsanträge der Fraktionen von SPD 
und AfD vor. Das jeweilige Abstimmungsverhalten und -ergebnis ergeben sich aus dem An-
hang.  
 
 
E Abstimmung 
 
In der abschließenden Abstimmung zur 2. Lesung wurde der Entwurf des Einzelplans 06 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD unverändert angenommen. 
 
 
 
 
Carolin Kirsch 
Vorsitzende  
 
Anhang 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 010 Ministerium 
Titelgruppe 61            Öffentlichkeitsarbeit 
Titel 547 61 Sonstige sächliche Verwaltungsausgaben 
 
Senkung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von  598.900 Euro   598.900 Euro 
um    179.670 Euro 
auf   419.230 Euro 
 
Begründung: 
Angesicht der Kürzungsvorschläge der Regierung in vielen Bereichen, sollte die 
Landesregierung selbst vorbildhaft sein und die Mittel für Öffentlichkeitsarbeit und 
Gutachten sowie Repräsentationsverpflichtungen pauschal um 30% kürzen.  
 
Dies wird mit diesem Antrag umgesetzt.  
 

abgelehnt  
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP ja 
AfD ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 027 Allgemeine Studierendenförderung 
 
Titelgruppe 70   Zuschüsse an die Studierendenwerke  - Anstalten 
des öffentlichen Rechts 
 
Titel 671 70           Erstattung der Verwaltungskosten aus der Durch-
führung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
   
 
Anhebung des Baransatzes  
 
2024          Ansatz lt. HH 2023 
Von  23.000.000 Euro                                     22.200.000 Euro  
Um    7.200.000 Euro 
Auf  30.200.000 Euro      
 
Begründung: 
Die Unterdeckung aus den Jahren seit 2018 bis heute ist einmalig auszu-
gleichen. Künftige Anpassungen müssen an die tatsächliche Entwicklung 
der Personalkosten angepasst werden. 
  

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 

 

 
 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
 

Kapitel 06 027 Allgemeine Studierendenförderung 
Titelgruppe 70 Zuschüsse an die Studierendenwerke – Anstalten des 

öffentlichen Rechts 
Titel 684 70 Zuschüsse zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 46.179.900 Euro 46.979.900 Euro 
um 45.820.100 Euro 
auf 92.000.000 Euro 
   
Begründung:  
Die Studierendenwerke sind zuständig für die Förderung der sozialen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Belange der Studierenden. Nur finanziell gut ausgestattete Stu-
dierendenwerke können dauerhaft eine gute soziale Hochschulinfrastruktur garan-
tieren. Die Grundfinanzierung der Studierendenwerke  
muss aufgrund steigender Preise für Energie und Lebensmittel erhöht werden, um 
eine Weitergabe dieser Kostensteigerungen an die Studierenden z.B. durch stei-
gende Sozialbeiträge und Preise in Mensen und Cafeterien zu verhindern. Wir müs-
sen die Studierendenwerke vor dem Kollaps bewahren.  

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD ja  
 
 
abgelehnt  
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD ja 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 027  Allgemeine Studierendenförderung 
 
Titelgruppe 70 Zuschüsse an die Studierendenwerke – Anstalten 
    des öffentlichen Rechts  
 
 
Titel 684 70  Zuschüsse zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben 
 
 
Anhebung des Baransatzes  
 
2024          Ansatz lt. HH 2023 
Von  46.179.900 Euro                               46.979.900 Euro  
um    7.000.000 Euro 
auf  53.179.900 Euro      
 
Begründung: 
Die beabsichtigte Anhebung steht in keinem Verhältnis zum tatsächlichen 
Bedarf. Eine Anhebung um 7 Mio. Euro gleicht lediglich die Steigerung der 
Personalkosten von 2019 gegenüber 2018 auf. Eine angemessene Dyna-
misierung ist zudem zu verstetigen um die ansonsten notwendige weitere 
Anpassung der Sozialbeiträge in Grenzen zu halten.  

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

  

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 027 Allgemeine Studierendenförderung 
 
Titelgruppe 70  Zuschüsse an die Studierendenwerke  - Anstalten 
des öffentlichen Rechts 
 
 
Titel 893 70   Investitionszuschüsse    
   
  
Anhebung des Baransatzes  
 
HH 2024           Ansatz lt. HH 2023 
von   4.200.000 Euro                                 4.200.000 Euro  
um   5.800.000 Euro 
auf 10.000.000 Euro      
 
Begründung: 
 
Diese Position wurde im Jahr 2006 zuletzt angepasst. Dringend notwen-
dige Investitionen müssen zurückgestellt oder mit Fremdkapital finanziert 
werden, was den finanziellen Spielraum der Studierendenwerke durch 
steigende Zinslast einschränkt. Diese Position ist deutlich zu gering be-
messen. 
 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
 

Kapitel 06 027 Landesförderung der Weiterbildung 
NEU Titel 686 25 Energetische Sanierung von Bildungshäusern 
 
Anbringung eines Baransatzes von 1.000.000 Euro 
 
Anbringung einer Verpflichtungsermächtigung von 20.000.000 Euro mit den Fällig-
keiten von je 10.000.000 Euro in 2025 und 2026 
 
Begründung: 
 
Mit dem Haushaltstitel soll die energetische Sanierung von Bildungshäusern in 
Nordrhein-Westfalen finanziert werden. In einem ersten Schritt sollen Mittel für die 
Erfassung des Sanierungsbedarfs wie auch die Planung entsprechender Vorhaben 
bereitgestellt werden. 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP nein 
AfD nein  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   nein 
  

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 040  Forschungsförderung 
 
Titelgruppe 77 Förderung der Kern- und Fusionsforschung 
   
  
Anhebung bzw. Begründung des Baransatzes  
 
2024      Ansatz lt. HH 2023 
von    0 Euro                                  0 Euro  
um 10.000.000 Euro 
auf 10.000.000 Euro      
 
Titel 686 77  Zuschüsse zu den Personal- und Sachaufwendun-
gen an öffentlichen Einrichtungen 
 
2024      Ansatz lt. HH 2023 
von    0 Euro                                  0 Euro  
um 7.000.000 Euro 
auf 7.000.000 Euro      
 
Titel 894 77  Zuschüsse für Investitionen an öffentlichen Einrich-
tungen 
 
2024      Ansatz lt. HH 2023 
von    0 Euro                                  0 Euro  
um 3.000.000 Euro 
auf 3.000.000 Euro      
 
 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 



 

 

Begründung: 
Mit den Mitteln soll die Kern- und Fusionsforschung in Nordrhein-Westfa-
len unterstützt werden. Mit dem Forschungszentrum Jülich hat Nordrhein-
Westfalen einen ausgezeichneten Standort und eine weltweit führende 
Forschungseinrichtung im Bereich der Kern- sowie Fusionsforschung und 
Plasmaphysik. Zur Entwicklung eines funktionsfähigen Fusionsreaktors 
bedarf es mittelfristig der Forschung an und der Errichtung eines Demonst-
rationsreaktors. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft  
Titel 685 12 Zuschuss an die Bonn International Center for Conflict 

Studies gGmbH (BICC) 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 1.060.900 Euro 1.060.900 Euro 
um 106.090 Euro 
auf 1.166.990 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft  
Titel 686 13 Zuschuss an das Ludwig-Steinheim-Institut für deutsch-

jüdische Geschichte (STI) e.V. an der Universität Duis-
burg-Essen, Essen 

 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 503.700 Euro 503.700 Euro 
um 50.370 Euro 
auf 554.070 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 14 Zuschuss an die Gesellschaft für Angewandte Mikro- 

und Optoelektronik mbH (AMO), Aachen 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 668.400 Euro 668.900 Euro 
um 66.840 Euro 
auf 735.240 Euro 
 
Begründung: 
 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
 



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 15 Zuschuss an das Forschungsinstitut für Rationalisie-

rung e. V., Aachen 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 1.007.900 Euro 1.007.900 Euro 
um 100.790 Euro 
auf 1.108.690 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
 



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 16 Zuschuss an das Institut für Umwelt und Energie, Tech-

nik und Analytik (IUTA) e. V., Duisburg 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 1.082.200 Euro 1.082.200 Euro 
um 108.220 Euro 
auf 1.190.420 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 17 Zuschuss an das Institut für Forschung und Transfer 

(RIF) e. V., Dortmund 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 424.400 Euro 424.400 Euro 
um 42.400 Euro 
auf 466.800 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen beiden Jahren versäumt 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
 



 

 

hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um rund neun Prozent (unter Berücksichti-
gung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 19 Zuschuss an das German Institut of Development and 

Sustainability (IDOS) – Deutsches Institut für Entwick-
lung und Nachhaltigkeit gGmbH 

 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 3.011.500 Euro 2.449.400 Euro 
um 244.940 Euro 
auf 3.256.440 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 20 Zuschuss an das Entwicklungszentrum für Schiffstech-

nik und Transportsystem e. V. (DST) 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
Von          615.400 Euro 615.400 Euro 
um             61.540 Euro 
auf           676.940 Euro  
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft  
Titel 686 21 Zuschuss an das Forschungsinstitut für Wasserwirt-

schafts und Klimazukunft an der RWTH Aachen e. V. 
(FiW) 

 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 530.500 Euro 530.500 Euro 
um 53.050 Euro 
auf 583.550 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 22 Zuschuss an das IKT – Institut für Unterirdische Infra-

struktur gGmbH 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 530.500 Euro 530.500 Euro 
um 53.050 Euro 
auf 583.550 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
Titel 686 23 Zuschuss an das IWW – Rheinisch-Westfälisches Insti-

tut für Wasserforschung gGmbH 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 530.500 Euro 530.500 Euro 
um 53.050 Euro 
auf 583.550 Euro 
 
Begründung: 
Bund und Länder haben 2005 den Pakt für Forschung und Innovation (PFI) ge-
schlossen und seitdem mehrfach fortgeschrieben. Er gilt für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) und die vier großen Organisationen der außeruniver-
sitären Forschung: Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft 
(HGF), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Die 
vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für Forschung und 
Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen an die Wissenschafts-
organisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei Prozent vor.  

Eine solche Steigerung der Zuwendungen muss auch den landesgeförderten For-
schungsreinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft (JRF) zuteil-
werden. Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Lösung aktueller ökonomi-
scher, technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen. Da die Landesregie-
rung eine entsprechende Steigerung in den vergangenen Jahren nicht konsequent 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  



 

 

vorgenommen hat, ist in diesem Jahr eine Steigerung um zehn Prozent (unter Be-
rücksichtigung des Zinseszinseffektes) notwendig. 

 

  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 042 Johannes-Rau- Forschungsgemeinschaft  
Titelgruppe 61  Unterstützung zur Einwerbung von Programmtiteln 
Titel 686 61                 Zuschüsse zu den Personal- und Sachaufwendungen 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 400.000 Euro 400.000 Euro 
um 400.000 Euro 
auf 800.000 Euro 
 
Begründung:  
 
Die Johannes-Rau-Forschungsinstitute zeigen seit Jahren, wie erfolgreiche Drittmit-
telbeschaffung aussehen kann. Dieser Umstand ist für Nordrhein-Westfalen ein Ge-
winn und muss somit weiter gefördert werden. Mithilfe der Förderung können Per-
sonalkosten in der Antragsstellung für die Drittmittelbeschaffung teilweise mitgetra-
gen werden. Das unterstreicht die Wirksamkeit der Förderung. Damit weitere Dritt-
mittel eingeworben werden können, benötigen die Johannes-Rau-Forschungsinsti-
tute 400.000 Euro zusätzlich. 

Votum WissA: 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth.  
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 
  

 

  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungs-ergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 60 Musikpflege und Musikerziehung 
Titel 686 60       Zuschüsse an sonstige Träger für Orchester, Musikschulen und Mu-

sikpflege 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

26.126.700 Euro 
300.000 Euro 

26.426.700 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

26.120.600 Euro 
 

 
Begründung: 
Die Globale Musik trägt maßgeblich zur gelebten Diversität bei. Eine solche Vielfalt sollte in der 
Kulturpolitik angemessen repräsentiert und unterstützt werden. Um hierfür auch einen organisa-
torischen Grundbau zu gewährleisten, sollen Mittel zur Schaffung eines Geschäftsbüros bereitge-
stellt werden.  
 

gegenläufig 
zu AfD-An-
trag 
 
Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 

 
 
 
 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 

 



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 60            Musikpflege und Musikerziehung 
Titel 686 60                 Zuschüsse an sonstige Träger für Orchester, Musikschu-

len und Musikpflege 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 26.126.700 Euro 26.120.600 Euro 
um 761.314 Euro 
auf 25.365.386 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Jedoch nicht 
bei Kommunaler Orchesterförderung, den Musikschulen oder den Musikfesten, son-
dern bei „Förderung Kultureller Vielfalt und Musikkulturen“ mit € 500.000, „Sonstige 
Vorhaben in der Musik zur Interkulturalität“ mit € 461.000, und „Projektförderung 
Freie Szene“ mit €  4.114.430. Diese drei Positionen mit insgesamt € 5.075.430 
sollten um 15 % vermindert werden. 

gegenläufig zu SPD-Antrag 
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 61 Förderung von Zwecken der Bildenden Kunst einschließlich Kunst-

haus NRW, der Medienkunst und der Filmkultur  
Titel 633 61             Sonstige Zuweisungen an Gemeinden (GV) 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

5.672.500 Euro 
2.000.000 Euro 
7.672.500 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

4.123.000 Euro 
 

 
Begründung: 
Kinos gehören zur Kulturlandschaft von NRW. Um die vielfältige Kinolandschaft in NRW zu 
erhalten und so den Zugang zu Kinos weiter zu ermöglichen, braucht es eine bessere Förderung. 
 

  
Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 

 
  



 

 

 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 62        Theaterförderung 
Titel 633 62              Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 38.586.400 Euro 38.036.400 Euro 
um 5.787.960 Euro 
auf 32.798.440 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Zuweisungen 
in Höhe von 38.586.400 für Theaterförderung sind auch im Hinblick auf die finanzi-
elle Lage weniger privilegierter Berufsgruppen zu hoch und sollten um 15 % vermin-
dert werden.  

gegenläufig zu SPD-Antrag 
 
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 62 Theaterförderung 
Titel 633 62            Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

38.586.400 Euro 
1.000.000 Euro 

39.586.400 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

38.036.400 Euro 
 

 
Begründung: 
Die Vielfalt der nordrhein-westfälischen Theaterlandschaft ist in Deutschland einzigartig. Diese  
Vielfalt gilt es zu erhalten. Hierzu gehören auch sogenannte Abspielhilfen, um die  
Theaterlandschaft gerade nach der Pandemie und während der derzeitig für viele Menschen  
finanziell belastenden Zeit, in ihrer Existenz zu sichern. 

gegenläufig 
zu AfD-An-
trag 
 
 
Votum 
AKM: 
Abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
nein 

 
 



 

 

 
Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 

zum Haushaltsgesetz 2024 
 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 62            Theaterförderung 
Titel 686 62                 Zuschüsse an Landestheater und das rheinisch-westfä-

lische Theaterwesen 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 32.128.900 Euro 31.770.100 Euro 
um 4.588.800 Euro 
auf 27.540.100 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Zuweisungen 
in Höhe von 18.369.800 für Landestheater und in Höhe von 13.759.100 für Zu-
schüsse insb. für Privattheater, Freie Szene, freien zeitgenössischen Tanz sind 
auch im Hinblick auf die finanzielle Lage weniger privilegierter Berufsgruppen zu 
hoch und sollten um 10 % bzw. 20 % vermindert werden. Statt öffentlicher Subven-
tionen könnten Privattheater, Freie Szene und freier zeitgenössischer Tanz ver-
mehrt eine Finanzierung über Crowdfunding, Sponsoring oder Privatinitiativen an-
streben.  

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 63            Förderung des Bibliothekswesens, der Literatur und des 

Erhalts von Kulturgütern 
Titel 633 63                 Sonstige Zuweisungen an Gemeinden und Gemeinde-

verbände 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 3.897.000 Euro 3.322.000 Euro 
um 584.550 Euro 
auf 4.481.550 Euro 
 
Begründung: 
 
Bibliotheken als kulturelle Orte für Jedermann und Jedefrau, besonders auch für 
weniger privilegierte Bevölkerungsgruppen sind von hoher Wichtigkeit und wir be-
antragen daher eine Erhöhung der Zuschüsse um 15 %. 

weitergehend als SPD-An-
trag 
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 63 Förderung des Bibliothekswesens, der Literatur und des Erhaltes von 

Kulturgütern 
Titel 633 63          Sonstige Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

3.897.000 Euro 
300.000 Euro 

4.197.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

3.322.000 Euro 
 

 
Begründung: 
Die lit.cologne ist ein wichtiges Literaturfestival. Nicht für die Stadt Köln, sondern auch für das  
Land NRW, um die Diversität unserer Kulturlandschaft zu zeigen und die damit verknüpften  
Arbeitsplätze zu sichern.  

Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
 
 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 63 Förderung des Bibliothekswesens, der Literatur und des Erhaltes von 

Kulturgütern 
Titel 686 63               Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

5.592.800 Euro 
500.000 Euro 

6.092.800 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

5.592.600 Euro 
 

 
Begründung: 
Literatur fasziniert und bildet, sie regt gesellschaftliche Debatten an und macht andere  
Erfahrungen erlebbar. Literaturbüros ermöglichen verschiedene Zugänge hierzu. Daher braucht  
es eine auskömmliche finanzielle Grundlage für diese. 
 

 Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
 
 



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungs-ergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 64 Kunst und Kultur für Kinder und Jugendliche 
Titel 633 64             Sonstige Zuweisungen an Gemeinden 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

30.277.100 Euro 
1.000.000 Euro 

31.277.100 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

30.177.700 Euro 
 

 
Begründung: 
Karneval ist Kultur. Karneval ist nicht nur ein Wirtschaftsfaktor, sondern eine soziale und  
integrative Kraft unseres Zusammenlebens in NRW. Im Karneval spielt die Nachwuchsförderung  
eine große Rolle. Und um diese zu sichern, braucht es mehr finanzielle Mittel. 

 Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 
 

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 64 Kunst und Kultur für Kinder und Jugendliche 
Titel 684 64             Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

1.000.000 Euro 
900.000 Euro 

1.900.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

1.000.000 Euro 
 

 
Begründung: 
Die Studie des Instituts für Schulentwicklungsforschung der Universität Dortmund zeigt, dass die 
Lesekompetenz, also das flüssige und sinnerfassende Lesen nicht hinreichend ausgebildet 
wurde. Damit Bildung und Zukunftschancen nicht vom Elternhaus abhängen, müssen jetzt die 
nötigen Maßnahmen zur Leseförderung ergriffen werden. Hierzu gehört die Erstellung eines 
Konzeptes zur landesweiten Leseförderung. 

 Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 
 

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 

 



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 65 Kultur und kreative Ökonomie/Nachhaltigkeit Kultur-

hauptstadt 
Titel 686 65                 Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 10.490.000 Euro 9.265.000 Euro 
um 1.573.500 Euro 
auf 8.916.500 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Zuschüsse für 
„Kultur und Kreative Ökonomie“, also für Projektförderungen von Kunst- und Kultur-
projekten, „die strukturelle Wirkung haben und exemplarisch den Anspruch „Wandel 
durch Kultur“ erfüllen“, insbesondere für Projekte des Programms „Neue Künste 
Ruhr“ sind auch im Hinblick auf die finanzielle Lage weniger privilegierter Berufs-
gruppen zu hoch und sollten um 15 % vermindert werden. 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 



 

 

  
Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  

zum Haushaltsgesetz 2024 
 

Sachhaushalt 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-stel-
ler 

(Fraktion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergebnis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 66  Allgemeine und regionale Kulturförderung, internationaler Kulturaustausch und 
innovative Entwicklungen in der Kultur 
Titel 633 66       Sonstige Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
von 
um 
auf 

 
7.757.700 Euro 
3.500.000 Euro 

11.257.700 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

7.857.700 Euro 
 

 
Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung 

 
2024 

 

 
von 
um 
auf 

 
4.900.000 Euro 
3.500.000 Euro 
8.400.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 
 

Begründung: 
Soziokulturelle Angebote betreffen die Schnittstellen von Kultur, Bildung und Politik. Soziokultur wird  
verstanden als aktive und aktivierende Kultur, die von grundsätzlich jedem gestaltet werden kann, sich mit  
gesellschaftlichen sowie sozialen Zusammenhängen beschäftigt und reflektiert, ist in Zeiten zunehmender  
Individualisierung und Demokratieskepsis ein wichtiger Bestandteil nicht zuletzt auch der kulturellen  
Bildung. Hierfür braucht es einen Ausbau der Strukturförderung und eine auskömmlichere Verstetigung bei  
der Finanzierung. 

  

Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 
 

 
 
 
 
 
 

nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 66 Allgemeine und regionale Kulturförderung, internationaler Kulturaus-

tausch und innovative Entwicklungen in der Kultur 
Titel 685 66           Zuschüsse für laufende Zwecke an öffentliche Einrichtungen 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

0 Euro 
500.000 Euro 
500.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

0 Euro 
 

 
Begründung: 
Die Kunst- und Kulturlandschaft befindet sich in einem Transformationsprozess. In Zeiten sich  
immer weiter verschärfender globaler Herausforderungen, gilt es die Rolle von Kunst und Kultur  
in unserer Gesellschaft wissenschaftlich eng zu begleiten. Hierfür braucht es finanzielle Mittel.  
 

  
Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 

 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 66 Allgemeine und regionale Kulturförderung, internationa-

ler Kulturaustausch und innovative Entwicklungen in 
der Kultur 

Titel 686 66                 Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 15.834.300 Euro 15.574.300 Euro 
um 1.199.025 Euro 
auf 14.635.275 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Zuschüsse in 
Höhe von € 2.199.500 für „Innovative Entwicklungen der Kultur, der Kunst und der 
kulturellen Bildung“ in Höhe von € 3.246.000 für „Diversität und Teilhabe“ und in 
Höhe von € 2.548.000 für“ Förderung der Soziokultur“ sind zu hoch und sollten um 
15 % vermindert werden. 

gegenläufig zu SPD-Antrag 
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungs-ergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 66 Allgemeine und regionale Kulturförderung, internationaler Kulturaus-

tausch und innovative Entwicklungen in der Kultur 
Titel 686 66              Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

15.834.300 Euro 
4.500.000 Euro 

20.334.300 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

15.574.300 Euro 
 

 
Begründung: 
Künstlerinnen und Künstlern geben wir Sicherheit, indem wir sie besser fördern, ihre soziale  
Absicherung ausbauen, die Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern auch in der Kunst  
vorantreiben und für faire Honorarvereinbarungen sorgen.  

gegenläufig 
zu AfD-An-
trag 
 
 Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
 



 

 

 
Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  

zum Haushaltsgesetz 2024 
 

Sachhaushalt 
 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 67 Förderung von Kulturbauten 
Titel 883 67             Zuschüsse für Investitionen an Gemeinden (GV) 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

12.552.600 Euro 
3.500.000 Euro 

16.052.600 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

12.552.600 Euro 
 

 
Begründung: 
Entfalten kann man sich da, wo man sich wohl fühlt. Ebenso wie Kinos, kleine Bühnen,  
Begegnungsstätten, gehören auch Clubs zu unserer Kulturlandschaft. Um sie zu erhalten und zu  
ermöglichen, dass sie auf einen heutigen technischen, energetischen und barrierefreien Stand  
gebracht werden, braucht es einer Aufstockung der finanziellen Mittel.  

gegenläufig 
zu AfD-An-
trag 
 
Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 

 
 
 
 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 67            Förderung von Kulturbauten 
Titel 883 67                 Zuschüsse für Investitionen an Gemeinden 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 12.522.600 Euro 12.522.600 Euro 
um 1.653.690 Euro 
auf 10.868.910 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Zuschüsse in 
Höhe von € 11.024.600, für Förderung von Kulturbauten sind zu hoch und sollten 
um 15 % vermindert werden. 

gegenläufig zu SPD-Antrag 
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 68 Förderung regionaler, überregionaler und interkommunaler Einrich-

tungen 
Titel 633 68   Zuweisungen an Gemeinden zur Förderung von Einrichtungen zur Or-

ganisation überörtlicher kultureller Zusammenarbeit 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

3.472.500 Euro 
1.000.000 Euro 
4.472.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

2.970.000 Euro 
 

 
Begründung: 
Künstlerinnen und Künstlern geben wir Sicherheit, indem wir sie besser fördern, ihre soziale  
Absicherung ausbauen, die Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern auch in der Kunst  
vorantreiben und für faire Honorarvereinbarungen sorgen. Ein wichtiger Teil ist hier der  
Tarifausgleich bei institutionell geförderter Einrichtungen.  
 

Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD  

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
  



 

 

 
Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 

zum Haushaltsgesetz 2024 
 
 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 68            Förderung regionaler, überregionaler und interkommu-

naler Einrichtungen 
Titel 682 68                 Zuschuss an öffentliche Unternehmen 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 30.554.200 Euro 30.552.100 Euro 
um 4.583.130 Euro 
auf 27.522.300 Euro 
 
Begründung: 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage und der Verschuldung der Öffentlichen 
Hand durch die steigenden Kosten für Migration, Infrastruktur, Klima und Energie 
erscheint ein Abbau der Subventionskultur im Kulturbereich geboten. Zuschüsse in 
Höhe von 30.554.200 sind zu hoch und sollten um 15 % vermindert werden. 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
Sachhaushalt 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 050 Kulturförderung 
Titelgruppe 76  Breitenkulturförderung Musik 
Titel 686 76        Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

3.250.900 Euro 
1.000.000 Euro 
4.250.900 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

3.250.900 Euro 
 

 
Begründung: 
Kunst und Kultur sind geeignet, Menschen Sinn zu vermitteln, ihnen beim Verständnis von  
Leben und Welt und der Gestaltung derselben zu helfen sowie diese zu verschönern. Kunst  
und Kultur unterstützen Menschen dabei, sich das Leben in einer spezifischen Umgebung  
zu erschließen, und sie können ihnen Heimat geben. Es braucht daher eine Stärkungsinitiative 
für Breitenkultur, um diesen wichtigen Teil der Kulturlandschaft auskömmlich zu gestalten.  
 

Votum 
AKM: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD  

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
Enth. 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
Enth. 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 070  Landeszentrale für politische Bildung 
 
Titel 684 20        Sondermittel für die Förderung von Maßnahmen und 
Veranstaltungen der Einrichtungen der politischen Bildung im Be-
reich der Flüchtlingsthematik 
   
  
Absenkung des Baransatzes  
 
HH 2024     Ansatz lt. HH 2023 
von 181.200 Euro                                  181.200 Euro  
um 181.200 Euro 
auf            0 Euro      
 
Begründung: 
Der erste große Flüchtlingszustrom fand im Jahr 2015 statt, die Flücht-
lingsthematik ist in den letzten Jahren ausgiebig behandelt worden. Der 
Mittelansatz im Jahre 2021 betrug 2.609.000 €, eine weitere Finanzierung 
ist aufgrund der vergangen Jahre und bisherigen politischen Auseinander-
setzung obsolet. 

 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 

 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung  
Titel 684 21 Sonstige Zuschüsse für Zwecke der politischen Bildungsarbeit 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

2.586.200 Euro 
860.000 Euro 

3.446.200 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

3.446.200 Euro 
 

 
Begründung: 
 
Die Landeszentrale für politische Bildung ist eine Einrichtung von herausragender Bedeutung in  
Zeiten von zunehmenden Extremismus, Rassismus. Es gibt ein vielseitiges Bedürfnis für  
politische Bildung. Eine Kürzung der Gelder in genannter Höhe ist ein verheerendes Vorgehen.  

Votum HPA: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
nein 
 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
ja 
nein 
 

 
 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
 

 
Titel 684 22 Beratungsleistungen gegen Rechtsextremismus und 

Rassismus 
 
 
Absenkung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 3.601.000 Euro - Euro  
um    2.601.000 Euro 
auf      1.000.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Mittel zwecks Beratungsleistungen gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus werden aufgeteilt zwischen Beratungsleistungen gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus sowie Beratungsleistungen gegen 
Linksextremismus. Mit der Titelgruppe 60 „Zuschüsse im Rahmen des 
Programms Zuschüsse im Rahmen des Programms „Demokratie leben! Aktiv gegen 
Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit“ stehen weitere Mittel 
zwecks Aufklärungsarbeiten gegen Rechtsextremismus und Rassismus zur Verfü-
gung. 

 
gegenläufig zu SPD-Antrag 
 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-stel-
ler 

(Frak-
tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergebnis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 22       Beratungsleistungen gegen Rechtsextremismus und Rassismus 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 
um 
auf 

3.601.000 Euro 
1.360.100 Euro 
4.961.100 Euro 

 
 
 
 
 

 3.601.000 Euro 
 

Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung 
2024 Ansatz lt. HH 2023 

von 
um 
auf 

5.290.500 Euro 
860.900 Euro 

6.151.400 Euro 

 
 
 
 
 

 6.151.400 Euro 
 

Begründung: 
Die vorgesehene Stärkung des Handlungskonzepts gegen Rechtsextremismus, so wie es die  
Landesregierung vorhat, bedarf – gerade in heutigen Zeiten – eine Bereitstellung von mehr Mittel.  
Die Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus und Rassismus kommt gerade in heutigen  
Zeiten einer großen Bedeutung zu. Hierfür sind 1 Mio. € vorgesehen. 
Weitere 360.100 Euro sind für die Opferberatungsstellen vorgesehen. Die  
Opferberatungsstellen leisten eine wertvolle Arbeit. In Anlehnung an eine im Hauptausschuss  
durchgeführte Evaluation, muss diese weiter verstärkt werden. Vor allem, brauchen die  
Beratungsstellen Mittel zum Erhalt und zur Verstärkung ihres Personals. Daher wird – zumindest  
– eine zehnprozentige Aufstockung der vorgesehenen Mitteln (Inflationsausgleich) als sinnvoll erachtet. 
Die vorgesehene Stärkung des Handlungskonzepts gegen Rechtsextremismus, so wie es die Landesregierung vorhat, 
bedarf – gerade in heutigen Zeiten – eine Bereitstellung von mehr Mittel. Die Präventionsarbeit gegen Rechtsextremis-
mus und Rassismus kommt gerade in heutigen Zeiten einer großen Bedeutung zu. Eine Kürzung der Verpflichtungser-
mächtigung ist daher nicht förderlich. 

gegenläufig 
zu AfD-An-
trag 
 

Votum HPA: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
nein 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
nein 
 

 



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
 

 
Titel 684 23 Beratungsleistungen gegen Islamismus 
 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 250.000 Euro - Euro  
um    750.000 Euro 
auf    1.000.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Mit den erhöhten Mitteln sollen, auch im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben“, Maßnahmen zur Prävention von Islamismus entwickelt 
bzw. koordiniert, sowie Aufklärungs- und Präventionsarbeit geleistet 
werden. Die aktuellen Entwicklungen islamistischer Gewalt in deutschen Städten in 
Reaktion auf den aufflammenden Nahostkonflikt betonen die Notwendigkeit einer 
Erhöhung.  

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
 

 
Titel 684 24 Beratungsleistungen gegen Linksextremismus 
 
 
Anhebung bzw. Begründung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 0 Euro - Euro  
um    1.000.000 Euro 
auf    1.000.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Mit den Mitteln sollen Maßnahmen zur Prävention von Linksextremismus 
entwickelt bzw. koordiniert, Aufklärungs- und Präventionsarbeit geleistet 
sowie Beratungsleistungen angeboten werden. Die Mittel können in den 
Kreisen und kreisfreien Städten genutzt werden, um die Entwicklung und 
Umsetzung lokaler Handlungskonzepte gegen Linksextremismus zu unterstützen. 

 
abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
 

 
Titelgruppe 81 Förderung der Gedenkstätte Stalag 326 
 
 
Absenkung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 250.000 Euro - Euro  
um    125.000 Euro 
auf    125.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Im Gütersloher Kreistag hatten Freie-Wähler-Vereinigung, CDU und AfD die Finan-
zierung für den Ausbau der Gedenkstätte Stalag 326 abgelehnt. Die Gedenkstätte 
ist infolgedessen geschlossen. Die anteilige Finanzierung durch Kreishaushalte ist 
durch den hohen Schuldenstand der an der Finanzierung zu beteiligenden Kreise 
nicht gesichert, sodass Sorge besteht, dass das Land NRW in die dauerhafte Fi-
nanzierung einsteigen muss. 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD  ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zu Einzelplan 06  
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

Lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag-
steller 
(Frak-

tion/en) 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Abstimmungsergeb-
nis 

 

 SPD 
 

Kapitel 06 070  Landeszentrale für politische Bildung 
Titelgruppe 81            Förderung der Gedenkstätte Stalag 326 
Titel 883 81            Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeinde-

verbände 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 

2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

0 Euro 
1.000.000 Euro 
1.000.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

1.000.000 Euro 
 

 
Begründung: 
 
Im Jahr 2023 waren zur finanziellen Beteiligung an der Errichtung der Gedenkstätte, auch im  
Rahmen einer beabsichtigten Stiftungsgründung, 1.000.000 Euro bereitgestellt worden. Die  
Stiftung wird weiterhin beabsichtigt zu gründen. Die dafür vorgesehen Gelder sind bisher nicht für  
die Stiftung verwendet worden. Daher sind diese für das Jahr 2024 weiter bereitzustellen.  

 
Votum HPA: 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
GRÜNE 
FDP 
AfD 
 
abgelehnt 
 
CDU 
SPD 
Grüne 
FDP 
AfD 
 

 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
nein 
 
 
 
nein 
ja 
nein 
Enth. 
nein 

 
 
 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 072 Landesförderung der Weiterbildungen 
Titel 633 27 Zuschlag für zertifizierte Einrichtungen der Weiterbil-

dung (Gemeinden) 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 2.169.500 Euro 1.073.500 Euro 
um  1.644.000 Euro 
auf  3.813.500 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Volkshochschulen erhalten einen jährlichen Zuschlag (Dynamisierung), der ent-
sprechend der Kostenentwicklungen angepasst werden sollte. In 2024 reicht die 
angestrebte Erhöhung um 2% nicht aus, sodass eine einmalige Anhebung auf 5% 
erforderlich ist. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth. 

 
  



 

 

zum Haushaltsgesetz 2024 
 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
 

 
Kapitel 06 072        Landesförderung der Weiterbildung 
Titel 684 28 NEU Zuschlag für freie Träger von anerkannten Einrichtungen 

der politischen Bildung 
 
Anbringung eines Baransatzes von 131.425 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Zuweisungen unterstützen die Einrichtungen der politischen Bildung dabei, auf aktuelle 
gesellschaftliche und strukturelle Herausforderungen zu reagieren und neue Zielgruppen 
zu erreichen. Mehr, da eine einmalige Dynamisierung der Mittel um rund 5% erfolgt, um die 
aktuellen Kostenentwicklungen aufzufangen. 
 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  Enth. 
AfD   Enth. 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD Kapitel 06 072 Landesförderung der Weiterbildungen 
Titel 686 23 Zuschlag für zertifizierte Einrichtungen der Weiterbil-

dung (andere Träger) 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 2.260.800 Euro 1.118.800 Euro 
um 1.713.000 Euro 
auf 3.973.800 Euro 
 
Begründung: 
 
Die nach dem Weiterbildungsgesetz anerkannten und geförderten Einrichtung in 
anderer Trägerschaft erhalten einen jährlichen Zuschlag (Dynamisierung). In 2024 
reicht die angestrebte Erhöhung um 2% nicht aus, sodass eine einmalige Anhebung 
auf 5% erforderlich ist. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth. 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 100   Hochschule Allgemein 
Titel 685 56  Zuschüsse an die Hochschule in der Trägerschaft 
des Landes zur Förderung eines Diversity-Managements 
   
  
Absenkung des Baransatzes  
 
2024        Ansatz lt. HH 2023 
von 210.000 Euro                       210.000 Euro  
um 210.000 Euro 
auf            0 Euro      
 
Begründung: 
Zentrale strategische Aufgabe eines Studiums ist die Vermittlung von In-
halten und Wissen und nicht die Herstellung von Ideologie getriebener „Bil-
dungsgerechtigkeit“ durch ein Diversity-Management.  

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
 

Kapitel 06 100 Hochschulen Allgemein 
Titel 686 42 Ausbau der sozialen und psychosozialen Beratungsan-

gebote für Studierende 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 0 Euro 870.000 Euro 
um 870.000 Euro 
auf 870.000 Euro 
   
Begründung:  
Die Corona-Pandemie hat das Leben aller Menschen von jetzt auf gleich auf den 
Kopf gestellt. Wir mussten uns innerhalb kürzester Zeit auf neue Gegebenheiten 
einstellen und bekannte Abläufe daran anpassen. Auch Studierende wurden vor 
große Herausforderungen gestellt. Das Studium lebt vom Austausch – innerhalb der 
Lehrveranstaltungen und auf dem Campus. Abstandsregeln und Distanzlernen ha-
ben den direkten Austausch aber zumindest stark eingeschränkt. Durch Lockdowns 
sind viele Arbeitsplätze von Studierenden beispielsweise in Restaurants und Bars 
weggefallen, weswegen viele Studierende ihre Wohnorte in direkter Nähe zur Hoch-
schule nicht mehr finanzieren konnten. So wurden neben dem allgemeinen Leis-
tungsdruck auch noch vielerlei andere Herausforderungen geschaffen. Es darf jetzt 
nicht an Mitteln zur sozialen und psychosozialen Beratung für Studierende gespart 
werden. Stattdessen müssen wir den Betroffenen dabei helfen, die vergangenen 
Jahre aufzuarbeiten und bewältigen zu können. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD Enth. 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 SPD 
 

Kapitel 06 100 Hochschulen Allgemein 
Titelgruppe 73 Förderung der Gleichstellung an den Hochschulen 
Titel 686 73 Ausgaben für Gleichstellung im Hochschulbereich 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2024 Ansatz lt. HH 2023 
von 956.500 Euro 956.500 Euro 
um 100.000 Euro 
auf 1.056.500 Euro 
   
Begründung:  
Der Gender-Report 2022 „Geschlechter(un)gerechtigkeit an nordrhein-westfäli-
schen Hochschulen“ des Netzwerks Frauen und Geschlechterforschung NRW hat 
noch einmal deutlich gemacht, wie sehr die Gleichstellung an den Hochschulen 
gefördert werden muss: Nur 26,9 Prozent aller ordentlichen Professuren an den 
Hochschulen und Trägerschaft des Landes NRW werden von Frauen wahrgenom-
men – 73,1 Prozent von Männern. Die Dominanz des männlichen Geschlechts in 
der Wissenschaft wird auch bei der Besetzung von Gremien und Führungspositio-
nen deutlich. Nur 36,1 Prozent aller Positionen sind von Frauen besetzt. Beim 
Hochschulrat haben Frauen mit 50,2 noch die Mehrheit – doch danach werden die 
Unterschiede gravierend. Männer stellen 81,7 Prozent der Dekan*innen an den 
NRW-Hochschulen, 66,7 Prozent aller Kanzler*innen und 77,8 Prozent aller Rek-
tor*innen. Mit den zusätzlichen 100.000 Euro soll die weitere Professionalisierung 
der Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen und der 
Universitätsklinika NRW vorangetrieben werden.  

abgelehnt  
 
CDU nein 
SPD ja 
GRÜNE nein 
FDP Enth. 
AfD nein 

 



 

 

 
Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 

zum Haushaltsgesetz 2024 
 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 100  Hochschule allgemein    
 
Titelgruppe 73        Förderung der Gleichstellung an Hochschulen 
   
  
Absenkung des Baransatzes  
 
2024         Ansatz lt. HH 2023 
von 4.456.500 Euro                                      4.456.500 Euro  
um 4.456.500 Euro 
auf               0 Euro      
 
Begründung: 
Gleichberechtigung ist in Nordrhein-Westfalen gegeben. Eine Gleichstel-
lung widerspricht dem Ideal der Wissenschaftsfreiheit. 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 100  Hochschule allgemein    
 
Titelgruppe 76 Zukunftsfonds 
 
   
  
Absenkung des Baransatzes  
 
2024      Ansatz lt. HH 2023 
von 24.575.100 Euro         24.575.100 Euro  
um   5.000.000 Euro 
auf  19.575.100 Euro      
 
Begründung: 
Gleichberechtigung ist in Nordrhein-Westfalen gegeben. Die veranschlag-
ten Mittel für Maßnahmen mit frauenpolitischem Bezug werden deshalb 
eingespart. 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 

 
  



 

 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der Frak-
tion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 AfD Kapitel 06 100  Hochschulen Allgemein 
 
Titelgruppe 82 Forschungsbereich Makrokriminalität 
   
  
Anhebung bzw. Begründung des Baransatzes  
 
2024         Ansatz lt. HH 2023 
von     0 Euro                                  0 Euro  
um 2.000.000 Euro 
auf 2.000.000 Euro      
 
Titel 685 82  Zuschüsse an Hochschulen 
 
2024         Ansatz lt. HH 2023 
von     0 Euro                                  0 Euro  
um 1.500.000 Euro 
auf 1.500.000 Euro      
 
Titel 894 82  Zuschüsse für Investitionen an Hochschulen 
 
2024         Ansatz lt. HH 2023 
von      0 Euro                                   0 Euro  
um 500.000 Euro 
auf 500.000 Euro      
 
 
 
 

abgelehnt  
 
CDU  nein 
SPD  nein 
GRÜNE  nein 
FDP  nein 
AfD   ja 



 

 

Begründung: 
Aufgrund der aktuellen weltpolitischen Lage und der Nähe der aktuellen 
Kriegsgebiete zum Territorium der Bundesrepublik Deutschland ist die Er-
richtung dieses Haushaltsposten zur Forschung im Bereich der Makrokri-
minalität sowie die Aufklärung der verursachten Kriegsverbrechen, zwecks 
Aufarbeitung und ggf. Ahndung dieser Kriegsverbrechen, notwendig. 
Nordrhein-Westfalen kann in diesem Gebiet wichtige Aufklärungsarbeit 
leisten und einen  internationalen Beitrag zur Friedenssicherung leisten. 

 
 


